
Stimmung!“ Denn die Währungsschädlinge der 
Wechselstuben und die brutalen Hauswirte in West­
berlin (von den „radikal-individualistischen“ Aufsichts­
räten der Trusts und Monopole ganz zu schweigen) 
pfeifen auf die soziale Bestimmung „des“ Menschen, so­
lange die Form jener „Sozietät“ konserviert bleibt, in 
der ihr Ich „Wurzel gefaßt“ hat. Brumbys „sozial­
individualistische“ Bruderschaft ist also nichts anderes 
als der berühmte „dritte Weg“, dessen völlig illu­
sorischer Charakter ihn für die Demagogie der philo­
sophischen, juristischen und sonstigen Apologeten des 
Imperialismus so überaus geeignet macht.

Aber es ist doch tröstlich, festzustellen, daß die Ver­
fechter des „dritten Weges“ ideologisch mittlerweile 
so auswegslos geworden sind, daß ihre „theoretischen“ 
Verlautbarungen nach und nach so verworren werden, 
daß auch diejenigen, die bislang darauf hereingefallen 
waren, nur noch mitleidig den Kopf schütteln dürften. 
Man höre: „Der menschliche Geist erkennt sich nicht 
als Gast (!), eingepaßt in eine der Gastrolle angepaßte 
Hülle, sieht sich nicht mehr als etwas Allegorisches, als

spiegelnde Erscheinung eines Verborgenen, sondern als 
etwas Selbstisches, ein Letztliches, Endliches.“ Oder: 
„Den Menschen befähigt sein sittliches Gewissen, sozial 
zu handeln, also mit B e w u ß t s e i n  d a s  z u  t u n ,  
w a s  d a s  T i e r  t r i e b h a f t  v o l l z i e h  t“. Die Tiere 
h a n d e l n  also „triebhaft“ sozial, d. h. die Häutungen 
der Schlangen und der Nestbau der Bohrdommeln sind 
nach dieser Philosophie „Handlungen“. Oder eine 
andere Weisheit dieser Philosophie: „Die menschliche 
Ordnung (ordo humanus) ist eine brüderliche Ordnung 
(ordo fraternus). Läßt sich der Geist der Fraternität 
nicht anders beleben, so wird er durch eine politische 
Fiktion zwangsweise hergestellt werden“.

Diese und andere Sätze aus dem behandelten Artikel 
verstehe, wer kann. Eine ernsthafte Auseinandersetzung 
mit ihnen und mit der ganzen Brumbyschen Philo­
sophie lohnt nicht. Immerhin erschien es geboten, auf 
diesen Artikel hinzuweisen, um an ihm aufzuzeigen, 
bis zu welchem Tiefstand die bürgerliche Rechtslehre 
und mit ihr die ganze bürgerliche Wissenschaft ge­
kommen ist.

Aus der Prax i s  — für  d i e  Prax i s

Kann die Mutter die Ehelichkeitsanfechtungsklage 
erheben?

Es besteht zweifellos ein Bedürfnis danach, diese 
Frage zu bejahen. In allen den Fällen, in denen der 
Ehemann vermißt ist und die Ehefrau während seiner 
Abwesenheit von einem anderen ein Kind empfangen 
hat, kann jetzt praktisch das Kind seine Unterhalts­
ansprüche gegen den Erzeuger nicht geltendmachen; 
denn es gilt, da ja die Ehe seiner Mutter mit dem 
abwesenden Ehemann noch besteht, als eheliches, 
bis die Ehelichkeit angefochten wird. Gilt das 
Kind aber als eheliches Kind, so stehen ihm 
die Unterhaltsansprüche des unehelichen Kindes 
nicht zu. Seine Ehelichkeit kann nach altem 
Recht nur von dem Vater, nach dem durch das Gesetz 
vom 12. April 1938 eingeführten § 1595 a BGB auch 
durch den Staatsanwalt angefochten werden. Zweifel­
haft ist, ob § 1595 a BGB noch gilt, oder ob nicht dieses 
Eingreifen des Staatsanwalts in die privateste Sphäre 
des Menschen Einfluß nazistischen Gedankengutes ist. 
Aber auch dann, wenn man — wohl vor allem aus 
praktischen Gründen — die Fortdauer des § 1595 a BGB 
bejaht, wird der Staatsanwalt nicht leicht zur Erhe­
bung der Ehelichkeitsanfechtungsklage zu bewegen 
sein. Da erscheint es nun als der gegebene Ausweg, die 
Mutter die Ehelichkeitsanfechtungsklage erheben zu 
lassen. Beim Landgericht Halle sind auch bereits sechs 
derartige Anfechtungsklagen von Müttern eingereicht 
worden, über die jedoch noch nicht entschieden ist. In 
allen diesen Anfechtungsklagen wird ausgeführt, daß 
infolge der durch die Verfassung der Deutschen 
Demokratischen Republik gewährleisteten völligen 
Gleichberechtigung von Mann und Frau nun­
mehr auch die Frau die Ehelichkeitsanfechtungs­
klage erheben könne. So groß das Bedürfnis nach 
einem solchen Ausweg ist (ich selbst habe für einen 
Mandanten eine solche Klage eingereicht), habe ich 
jedoch Zweifel, ob die Erhebung der Ehelichkeits­
anfechtungsklage durch die Mutter rechtlich möglich 
ist. Denn was heißt denn: Ehelichkeitsanfechtungs­
klage? Der Vater klagt gegen das Kind mit der Be­
hauptung: „Du bist nicht mein Kind und das will ich 
durch das Gericht festgestellt haben. Ich will weiter 
festgestellt haben, daß zwischen mir und diesem Kinde 
keine elterlichen Bande bestehen.“ Das läßt sich doch 
gar nicht auf die Mutter übertragen. Die Mutter bleibt 
ja Mutter. Es fragt sich doch hier nur, wer der Vater 
ist. Man könnte nun sagen, die Mutter habe aber ein 
rechtliches Interesse an der Feststellung, daß dieses 
Kind nicht das Kind ihres Ehemannes ist. Warum soll 
sie nicht auf Feststellung klagen können, daß dieses 
Kind nicht von ihrem Ehemann abstammt? Das wäre 
aber seinem Gehalt nach keine Ehelichkeitsanfech­
tungsklage; auch wäre das Kind ja wohl gar nicht der

richtige Beklagte. Zwischen ihr und dem Kinde be­
stehen ja ganz zweifellos die elterlichen Bande. Diese 
will die Mutter ja auch gar nicht beseitigt wissen. Es 
soll festgestellt werden, daß zwischen dem Kinde und 
dem Ehemann der Mutter keine elterlichen Bande be­
stehen; dieser aber ist an dein Prozeß nicht beteiligt. 
Ich neige daher, obwohl idi das starke Bedürfnis nach 
einem solchen Ausweg sehe, doch mehr zu der Meinung, 
daß die Mutter die Ehelichkeitsanfechtungsklage nicht 
erheben kann.

Rechtsanwältin Dr. Meier-Scherling

Die von Dr. Meier-Scherling erhobenen formalen 
Bedenken gegen die Erhebung der Ehelichkeitsanfech­
tungsklage durch die Mutter erscheinen mir unbe­
gründet. Die Klage richtet sich, wie schon ihr Name 
sagt, gegen die E h e l i c h k e i t  des Kindes; sie hat 
zum Inhalt die Feststellung, daß das Kind nicht das 
e h e l i c h e  Kind der Eheleute XY ist. Soweit der 
Ehemann in Frage kommt, enthält diese Feststellung 
gleichzeitig die weitere Feststellung, daß das Kind 
auch nicht sein leibliches Kind ist. Das ändert aber 
nichts an der Tatsache, daß es sich in erster Linie um 
die Feststellung der Nichtehelichkeit handelt, die die 
Mutter ebenso betrifft wie den Vater und an der sie 
das gleiche Interesse haben kann.

Der Entwurf zu dem neuen Familienrechtsgesetz 
enthält demgemäß die Vorschrift, daß außer dem 
Ehemann auch die Mutter und darüber hinaus das 
Kind selbst die Ehelichkeit anfechten können. Die 
Klage ist, falls die Eltern oder einer von ihnen sie 
erhebt, gegen das Kind, falls das Kind sie erhebt, gegen 
die Eltern zu richten. Der nichtklagende Ehegatte kann 
dem Prozeß gemäß § 66 ZPO jederzeit auf Seiten der 
Parteien beitreten, die er unterstützen will und sich 
auf diese Weise am Rechtsstreit beteiligen. Tut er das 
nicht, so gewährleistet das Statusverfahren nach § 640 
ZPO und die Tatsache, daß praktisch derartige Pro­
zesse kaum jemals ohne Vernehmung des anderen 
Ehegatten entschieden werden — soweit eine solche 
möglich —, daß eine Entscheidung ergeht, die den 
wahren Sachverhalt nach Anhörung aller Beteiligten 
von Amtswegen festgestellt hat.

Dr. Hans Nathan

Zum Streitwert im Arrestverfahren
In NJ 1950 S. 96, ist eine Entscheidung des LG Berlin 

veröffentlicht, in der auf eine Beschwerde der Streit­
wert für das Arrestverfahren in der Weise festgesetzt 
wird, daß nach Einlegung des Widerspruchs des 
Schuldners gegen den Arrestbefehl dem Betrag der 
Forderung der Betrag des Kostenpauschquantums hin­
zugerechnet wird. Das LG begründet diese Wertfest-
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